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Ausgabe 16 · November 2014 

ver.di-Zeitung von ZustellerInnen für ZustellerInnen 

Am 23. 10. 2014 und am 5. 11. 2014 hat 

es Treffen mit der Geschäftsführung gege-
ben, um das vom Betriebsrat vorgeschlage-

nen Lohnmodell zu verhandeln. 

Nachdem beim ersten Treffen der Vorschlag 

des Betriebsrats durchgesprochen wurde, 
hat der Arbeitgeber beim zweiten Treffen 

seine Gegenvorschläge erläutert. 

Obwohl Geschäftsführer Mike Vette in ver-

gangenen Betriebsversammlungen einen 
Mindestlohn von 8,80 Euro (inkl. Nachtzu-

schlag) versprochen hatte, wurden jetzt nur 
noch 7,01 Euro (inkl. Nachtzuschlag) ange-

boten. Der Nachtzuschlag soll von derzeit 
25 Prozent (bei Stücklohn) auf demnächst 

nur noch 10 Prozent abgesenkt werden. 

Es soll ein Bestandsschutz für bestehen-
de Löhne vereinbart werden. 

Es ist aber nicht klar, wie sich der um 15 

Prozent abgesenkte Nachtzuschlag auf den 
Nettolohn (das was ausbezahlt wird) aus-

wirken wird. 

Was feststeht ist, dass man schon weniger 

als 5,61 Euro (ohne Nachtzuschlag) verdie-
nen muss, um überhaupt demnächst mehr 

zu verdienen. Bei einem allgemeinen Min-
destlohn von 8,50 Euro sind das dann nur 

noch 65 Prozent! 

Eins ist sicher: Für 7,01 Euro wird es in 

Zukunft fast unmöglich sein, neue Zu-
steller zu finden. Schon jetzt ist die Perso-

nalsituation sehr angespannt, was jeder 
beim Beantragen von Urlaub feststellen 

kann. 
Oliver Erdmann 



und sich dann krank meldet, in der Regel nicht 
„blau“ macht. Es stellte auch fest, dass eine 
kurzfristige Erkrankung nach mehreren Stun-
den die Aufnahme einer zweiten Beschäftigung 
am gleichen Tag nicht ausschließt. Die Ein-
maligkeit des Vorganges reicht auf keinen Fall 
aus, eine fristlose Kündigung zu rechtfertigen. 

Die NW Logistik ist damit zum zweiten Mal 
(siehe ver.di-Kollege Christian Varchmin!) ge-
scheitert, einen kritischen Betriebsrat durch 
Kündigung loszuwerden. 

Frauke Erdmann 

Wie im letzten „Nachtfalter“ berichtet, hat Ge-
schäftsführer Mike Vette versucht, unsere Be-
triebsrätin Anke Sprotte fristlos zu kündigen. 
Der Versuch, eine unbequeme ver.di-
Betriebsrätin der Zustellerliste „Für soziale Ge-
rechtigkeit“ mitten im Betriebsrats-Wahlkampf 
zu kündigen, ist grandios gescheitert. 

Das Arbeitsgericht Bielefeld hat am 4. Sep-
tember 2014 die Kündigung zurück-
gewiesen! 

Der Arbeitgeber hat die Frist zur Revision des 
Urteils verstreichen lassen. 

Das Arbeitsgericht hat festgestellt, dass je-
mand, der nachts um 2.30 Uhr zur Arbeit antritt 

NW Logistik NEWS: 
(steht leider nicht auf dem Packzettel) 

 

Es arbeiten mittlerweile schon 

über 60 Prozent 

aller Kolleginnen und Kollegen 

als ZustellerInnen 2. Klasse 
(20 % weniger Lohn, nur 4 Wochen Urlaub!) 

 

Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit! 

NW Logistik scheitert mit Kündigung 

der Betriebsrätin Anke Sprotte 

Gewerkschaft ver.di fordert Arbeitgeber 

zu Tarifverhandlungen auf 

werden könnten. ver.di-Sekretär Dirk Toep-
per glaubt nicht, dass ein Tarifvertrag ohne 
Arbeitskampfmaßnahmen durchgesetzt 
werden kann. Mögliche Verhandlungen 
könnten sich im Januar und Februar des 
nächsten Jahres zuspitzen. 

Einer Betriebsvereinbarung, über die der 
Betriebsrat zur Zeit mit dem Arbeitgeber 
verhandelt, sind enge Grenzen gesetzt. In 
einem Tarifvertrag hingegen können weiter-
gehende Regelungen (Lohnhöhe, Urlaubs-
tage, etc.) vereinbart werden. Auch eine 
stetige Lohnerhöhung könnte Bestandteil 
sein. 

Viele Kolleginnen und Kollegen unterstüt-
zen schon unseren Tarifvertrags-
Vorschlag.  

Tue etwas für dich selbst, unterstütze den 
Kampf um einen Tarifvertrag, werde Mit-
glied der Gewerkschaft ver.di! 
 

Hans-Dietmar Hölscher 

Die gewerkschaftlich organisierten Kolle-
ginnen und Kollegen erarbeiten momentan 
den Entwurf eines Lohn- und Manteltarif-
vertrages. Dieser wird in den nächsten 
Wochen auf einer Mitgliederversammlung 
verabschiedet werden. 

Danach werden wir den Arbeitgeber auffor-
dern, mit unserer Gewerkschaft ver.di in 
Tarifverhandlungen zu treten. Wir nehmen 
unseren Geschäftsführer beim Wort, der in 
zahlreichen Betriebsversammlungen immer 
wieder Gesprächsbereitschaft mit ver.di 
signalisiert hat. 

ver.di rechnet damit, dass die Verhandlun-
gen mit dem Arbeitgeber sehr schwierig 



Am 3. Juli 2014 hat der Bundestag einen weichgespül-
ten Mindestlohn von 8,50 Euro mit vielen Ausnahmen 
zum 1. Januar 2015 beschlossen. Über 2 Millionen 
Menschen sind weiterhin von diesem Mindestlohn aus-
genommen. Sie bleiben Beschäftigte zweiter Klasse. 

Mehr als 8 Jahre Kampf der Gewerkschaften waren 
nötig, um den freien Fall der Löhne zu stoppen! 

Zeitungsverleger forderten dreist: 

Kein Mindestlohn für Zeitungszustellung! 

Mit der geballten Macht ihrer Zeitungen im Rücken hat 
der Zeitungsverleger-Verband eine üble Kampagne un-
ter dem Motto „Mindestlohn gefährdet die Presse-
freiheit“ durchgezogen. So versuchten die Zeitungs-
verleger, den Mindestlohn für ihre Beschäftigten ganz 
zu verhindern. 

Zeitungsverleger forderten dann: 

Fünfjähriger Rabatt bei Sozialabgaben! 

Das war selbst der CDU zuviel! Die Christlich Demo-
kratische Arbeitnehmerschaft (CDA) hielt die geplante 
Sonderregelung für rechtswidrig und befürchtete Be-
gehrlichkeiten anderer Unternehmerverbände. 

Zeitungsverleger forderten zum Schluss: 

Deutliche Absenkung des Mindestlohns 
für zwei Jahre! 

Die komplette Verhinderung des Mindestlohns in der 
Zeitungsbranche ist zwar nicht gelungen, aber massive 
Absenkungen haben die Lobbyisten der Zeitungsverle-
ger in Berlin durchgesetzt. Arbeitsministerin Andrea 

Nahles (SPD) ist vor ihnen eingeknickt und hat sie 
großzügig bedient: 

Für ZeitungszustellerInnen wurde der Mindestlohn  
im Jahr 2015 um 25 Prozent (auf 6,38 Euro) und im 
Jahr 2016 um 15 Prozent (auf 7,23 Euro) gekürzt! 

Erst im Jahr 2017 wird der Mindestlohn von 8,50 Euro 
auch für die Zeitungszustellung gelten. Dabei hätten 
die Zeitungsverleger die Möglichkeit gehabt, durch Ab-
schluss eines Tarifvertrages mit ver.di einen gleitenden 
Einstieg in den Mindestlohn sicherzustellen. Aber die 
NW Logistik scheut, wie alle anderen Zeitungsverlage 
auch, den Abschluss von Tarifverträgen wie der Teufel 
das Weihwasser. 

Der Abschluss eines Tarifvertrages und ein gesetz-
licher Mindestlohn von 8,50 Euro ab 1. Januar 2015 
stehen also weiterhin auf der Tagesordnung! 

Im eigenen Hause muss die Mehrheitsgesellschafterin 
SPD (Anteil 57,5 Prozent an der NW) keinerlei Rück-
sicht auf die CDU-CSU nehmen. Sie könnte ihr Wahl-
versprechen „8,50 Euro Mindestlohn für alle“ sofort 
vor Ort umsetzen. Oder heißt es wieder mal:  Was 
kümmert mich heute mein Wahlgeschwätz von ges-
tern? 

Wann lässt die SPD ihren Mindestlohn-Wahl-
versprechungen Taten folgen? 

Ausreden ziehen jetzt nicht mehr! 
 

Hans-Dietmar Hölscher 

 
Weitere Informationen unter Homepage DGB: 

www.mindestlohn.de 

Große Koalition betrügt Zeitungszusteller 

beim MINDESTLOHN 

Fast alle Zusteller haben Anspruch auf vollen Mindestlohn 

Die meisten der rund 300.000 Zeitungszustellerinnen und -zusteller in Deutschland haben Anspruch auf 
den vollen gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde, der ab Januar 2015 gilt, stellt die Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fest. 

Denn die gesetzliche Mindestlohn-Ausnahme gilt nur für solche Zeitungsboten, die ausschließlich 
Zeitungen oder Anzeigenblätter in Briefkästen werfen. 

Da aber fast alle Zeitungszustellerinnen und -zusteller für die Verlagsunternehmen neben dem Hauptpro-
dukt Zeitung auch Werbeprospekte und Briefe austragen, fallen sie nicht unter den reduzierten Mindestlohn 
von 6,38 Euro im Jahr 2015, sondern müssen den vollen Mindestlohn von 8,50 Euro in der Stunde erhalten. 
Die Zeitungszustellerinnen und -zusteller, die in ver.di organisiert sind und auch Werbung und Briefe aus-
liefern, werden deshalb gewerkschaftlichen Rechtsschutz bei der Durchsetzung des vollen Mindestlohn-
anspruchs erhalten. ver.di fordert die Zustellerinnen und Zusteller außerdem auf, Betriebsräte zu wählen, da 
diese ihre Mitbestimmungsrechte auch zur Überprüfung der korrekten Zahlung des Mindestlohns nutzen 
können.  … 

Die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns wird behördlich von der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
überprüft. Die Zoll-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen laut ver.di in Zeitungsverlagen dabei auch 
überprüfen, ob nicht fälschlicherweise unter Berufung auf die gesetzliche Ausnahme ein zu niedriger Lohn 
bezahlt wurde. 

Quelle:  www.zeitungszusteller.verdi.de 

http://www.mindestlohn.de
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Tarifverträge, Lohnerhöhungen und gute Arbeits-
bedingungen fallen nicht vom Himmel. 

Sie werden uns nicht geschenkt. Sie müssen im-
mer wieder neu erkämpft werden. 

Dazu braucht man eine Organisation: 

Die Gewerkschaft. 
 
Würden sich mehr ZeitungszustellerInnen gewerk-
schaftlich organisieren, könnte endlich der not-
wendige Druck erzeugt werden, die Arbeitgeber 
zu Lohnerhöhungen und dem Abschluss von Tarif-
verträgen zu zwingen. 
 
Als ver.di-Mitglied erhältst du Streikunter-
stützung während eines Streiks. 

Bei ver.di hast du Rechtsschutz in allen Streit-
fällen aus deinem Arbeitsverhältnis. 

Weitere Leistungen: 

Rechtsanspruch auf Tarifleistungen, Bildung und 
Information, Erwerbslosenberatung, Lohnsteuer-
beratung, Mietrechtsberatung, Freizeitunfall-
versicherung usw. 

Und was kostet mich das alles? wirst 
du fragen. 

 

Ein Prozent vom Bruttogehalt beträgt der Gewerk-
schaftsbeitrag. 

Wer sich alle Leistungen von ver.di ansieht und 
mit anderen Leistungen vergleicht, der wird fest-
stellen: ver.di ist konkurrenzlos günstig und 
solidarisch. 

Wer wenig verdient, wie die meisten Zeitungs-
zustellerInnen, erhält bei ein Prozent Beitrag die 
gleichen Leistungen wie z.B. der mehr verdienen-
de Drucker oder Journalist. 

Solidarität ist gerade heute dringende Notwendig-
keit und nicht teilbar. 
 

Tue etwas für dich selbst – werde 
Mitglied der Gewerkschaft ver.di! 

 
Aufnahmeformulare gibt es 

bei allen Gewerkschaftsmitgliedern. 

Warum bist du noch nicht Mitglied 

der Gewerkschaft ver.di ? 


